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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Gegenüber dem Islam und seinen politischen Ausprägungen bestehen nach wie vor
viele Vorurteile. Deshalb organisierte die Zentralstelle für Gesamtverteidigung
zusammen mit anderen Organisationen ein viel beachtetes Seminar, um falsche
Vorstellungen und Unsicherheiten zu relativieren. Die Experten waren sich darin einig,
dass der Islam die westlichen Kulturen nicht bedroht, weshalb sie mehr Offenheit zum
Dialog mit der muslimischen Welt forderten. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.10.1996
MARIANNE BENTELI

Die gegen die Aktivitäten von «Scientology» zielende, 1998 erlassene neue Regelung
im Übertretungsstrafrecht des Kantons Basel-Stadt, wonach es auf öffentlichem Grund
verboten ist, Passanten unlauter anzuwerben, hielt vor Bundesgericht stand. Ob
«Scientology» als Religionsgemeinschaft zu betrachten ist, wurde von den Lausanner
Richtern allerdings nicht abschliessend beurteilt. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.07.1999
MARIANNE BENTELI

Das Bundesgericht verneinte einen Anspruch von ausserchristlichen
Glaubensgemeinschaften auf Begräbnismöglichkeiten im öffentlichen Raum, wenn
deren Riten den Bestattungsverordnungen in der Schweiz widersprechen, befand aber,
dass man insbesondere den Musulmanen die Möglichkeit geben sollte, eigene Friedhöfe
zu eröffnen. Dieses Urteil bewog die Gesundheitsdirektion des Kantons Zürich, den
Wunsch der Muslime nach separaten Grabfeldern auf öffentlichen Friedhöfen endgültig
abschlägig zu beantworten. Anders verhielt sich die Stadt Bern, welche den Moslems ab
2000 auf einem der städtischen Friedhöfe ein eigenes Gräberfeld zur Verfügung stellen
wird, in welchem die Gläubigen des Islam zwar nicht vollumfänglich nach den Ritualen
ihrer Religion, aber dennoch nach deren wichtigsten Regeln (Ausrichtung auf Mekka,
möglichst lange – wenn auch nicht ewige – Grabesruhe) bestattet werden können. Nach
wie vor keine Lösung ist für die Hindus abzusehen, welche die Asche ihrer
Verstorbenen nach den Gesetzen ihres Glaubens einem fliessenden Gewässer
übergeben sollten, was ihnen vom Schweizer Gewässerschutz her verboten ist. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.11.1999
MARIANNE BENTELI

Entgegen dem Bericht der Geschäftsprüfungskommission (GPK) des Nationalrates vom
Vorjahr, sieht der Bundesrat keinen Anlass, eine schweizerische «Sektenpolitik» zu
definieren. In seiner Stellungnahme attestierte der Bundesrat der GPK, ein
gesellschaftlich bedeutendes Thema aufgegriffen zu haben. Der Ruf nach staatlichen
Eingriffen zum Schutz der Betroffenen und ihrer Angehörigen sei zwar verständlich,
doch sei das Staatswesen an die Grenzen der Rechtsordnung gebunden. Der Bundesrat
müsse die Glaubens- und Gewissensfreiheit respektieren und der föderalistischen
Struktur der Schweiz, welche die Kultushoheit den Kantonen überantwortet, Rechnung
tragen. Er nehme gegenüber Sekten und vereinnahmenden Bewegungen seit Jahren
eine klare Haltung ein, doch sei es nicht seine Aufgabe, eine spezielle Sektenpolitik zu
formulieren. Die Staatsschutzorgane dürften nur dann aktiv werden, wenn konkrete
Anzeichen einer Gefährdung der inneren Sicherheit gegeben seien, es sich um
rassistische Aktivitäten oder organisierte Kriminalität handle resp. ein ausländisches
Verbot der Organisation vorliege. Der Präsident der GPK, der Berner SP-Nationalrat
Tschäppät, bezeichnete die Stellungnahme des Bundesrates als «peinlich». Es gehe
nicht um die Glaubens- und Religionsfreiheit, sondern um den Missbrauch von
abhängigen Mitgliedern in vereinnahmenden Gruppierungen. Die Haltung der
Landesregierung sei auch im europäischen Umfeld unverständlich. Frankreich,
Deutschland, Österreich und Belgien hätten in der Sektenfrage Massnahmen ergriffen,
obgleich auch diese Länder sich der Glaubensfreiheit verpflichtet fühlten. Diese
Haltung des Bundesrat wurde auch von der «Infosekta», einer privaten
Dokumentationsstelle, die seit rund zehn Jahren vereinnahmende Gruppierungen
beobachtet, als das Phänomen über Gebühr verharmlosend scharf kritisiert 4

BERICHT
DATUM: 30.06.2000
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In der Bundesverfassung von 1874 fanden aufgrund des Kulturkampfs gegen Rom drei
Verfassungsartikel mit deutlich anti-katholischer Stossrichtung Eingang: das bereits in
der Verfassung von 1848 verankerte Jesuitenverbot, das Verbot, neue Klöster zu
errichten, sowie der sogenannte «Bistumsartikel», der die Neugründung bzw. die
Gebietsveränderung von Bistümern von einer Bewilligung des Bundes abhängig macht.
Der Bistumsartikel wurde nur ein einziges Mal angewendet (1876) und betraf nicht
diejenigen, gegen die er eigentlich gerichtet war: Als sich die Christkatholiken aus
Protest gegen das im ersten Vatikanischen Konzil beschlossene Dogma der
Unfehlbarkeit des Papstes von Rom trennten und ein eigenes Bistum errichten wollten,
mussten sie beim Bund um Genehmigung nachsuchen; das Verfahren war in ihrem Fall
reine Formalität. 1964 beantragte eine Motion im Nationalrat, die drei
«Kulturkampfartikel» abzuschaffen. Der Rat war bereit, alle drei antikatholischen
Bestimmungen zu streichen. Auf Antrag des Bundesrates, der das «Fuder nicht
überladen» wollte, fielen dann aber 1973 in der Volksabstimmung nur der Jesuiten- und
der Klosterartikel. Der Bistumsartikel sollte mit dem Verfassungsentwurf von 1978
verschwinden, doch gedieh dieser nicht zur Abstimmungsreife. 1994 unternahm der
Aargauer CVP-Ständerat Huber mit einer parlamentarischen Initiative einen neuen
Vorstoss. Diesem wurde 1995 vom Plenum Folge gegeben, die Arbeiten aber im Hinblick
auf die Totalrevision der Bundesverfassung sistiert. 

In den parlamentarischen Diskussionen um diese Revision beantragte der Bundesrat
erneut erfolgreich, den Bistumsartikel auszuklammern, um das Gesamtwerk nicht durch
eine Debatte mit ungewissem Ausgang zu gefährden. Nach einer kontroversen
Vernehmlassung verzichtete der Ständerat auf die gesetzgeberische Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Huber und beauftragte den Bundesrat mit einer Motion
(Mo.SPK-SR 99.3391), sein Anliegen durch eine Vorlage zu ersetzen, die den
Bistumsartikel im Sinn einer generellen Bestimmung über das Verhältnis zwischen Staat
und Religionsgemeinschaften revidieren sollte. Dieses zögerliche Verhalten genügte
nun dem Nationalrat nicht mehr. Mit Zustimmung des Bundesrates gab er einer
parlamentarischen Initiative seiner Staatspolitischen Kommission Folge, die eine
ersatzlose Streichung des Bistumsartikels verlangte. Hauptargument war, dass Art. 72
Abs. 3 BV die Religionsfreiheit beschränkt, die römisch-katholische Kirche diskriminiert
und dem Völkerrecht widerspricht. Die ständerätliche Motion lehnte er hingegen mit
150 zu 6 Stimmen deutlich ab. Er folgte damit dem Bundesrat, der die Befürchtung
äusserte, ein umfassender Religionsartikel würde an zu vielen offenen Fragen (neue
weltanschauliche Gruppierungen, konfessionelle Privatschulen, Kantonshoheit im
Kultusbereich) scheitern resp. über Jahre hinaus mit emotionalen Argumenten die
eigentlich unbestrittene Forderung nach der Aufhebung des Bistumsartikels blockieren.
Vor der Debatte im Nationalrat warnten besorgte Katholiken, unter ihnen der von Rom
verfemte Theologe Hans Küng und der St- Galler Politologe Alois Riklin sowie der Staats-
und Verfassungsrechtler Alfred Kölz vor einem unbedachten Vorgehen in dieser
Materie: sie machten auf den wenig bedachten Aspekt des ungesicherten
ortskirchlichen Bischofswahlrecht bei der Errichtung neuer Bistümer aufmerksam,
welches es ermöglichen würde, dass die römische Hierarchie ohne demokratische und
ortskirchliche Legitimation nach Gutdünken Entscheide in Bistumsfragen vornehmen
könnte, wie sie beispielsweise bei der Einsetzung des dem «Opus Dei» nahestehenden
Bischof Haas in Chur erfolgt waren, die zu einer tiefen Spaltung der katholischen Kirche
in der Schweiz geführt hatte. Der Ständerat schloss sich bei der parlamentarischen
Initiative einstimmig der grossen Kammer an. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2000
MARIANNE BENTELI

Bundesrätin Metzler eröffnete zwei Monate vor der Volksabstimmung vom 10. Juni mit
viel persönlichem Engagement die Abstimmungskampagne zur Aufhebung des
Bistumsartikels in der Bundesverfassung, die National- und Ständerat im Vorjahr
beschlossen hatten. Sie führte aus, kein Staat kenne eine Bewilligungspflicht für
Bistümer. Eine solche Einschränkung des Rechts einer Glaubensgemeinschaft auf
Selbstorganisation und damit der Religionsfreiheit sei nicht gerechtfertigt, namentlich
auch nicht durch das Interesse der öffentlichen Sicherheit – ganz abgesehen davon,
dass die staatliche Kompetenz, Massnahmen zur Wahrung des religiösen Friedens zu
treffen, ohnehin in der Verfassung bleiben wird. Die Streichung der Ausnahmeregelung
sei auch von der Europäischen Menschenrechtskonvention und vom internationalen
Menschenrechtspakt II her geboten. Mit Ausnahme der EDU und der PdA, welche die
Nein-Parole ausgaben, sowie der SD, die Stimmfreigabe beschlossen, folgten alle
politischen Parteien dieser Argumentation.

Weit weniger geeint zeigten sich die kirchlichen Organisationen. Während die
Bischofskonferenz erwartungsgemäss für eine Streichung der Bestimmung eintrat,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.05.2001
MARIANNE BENTELI
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taten sich mehrere katholische Laienorganisationen schwer damit, da sie im
Bistumsartikel eine Art Pfand für eine Mitsprache der Kirchenbasis bei
Bischofsernennungen sahen; gegen eine Streichung sprach sich schliesslich aber nur
der Schweizerische Katholische Frauenbund aus. Die reformierte Landeskirche
verzichtete nach längerem Hin und Her auf eine Abstimmungsempfehlung. Obgleich sie
die Information des Bundesrates als einseitig empfand – insbesondere bestritt sie, der
Bistumsartikel sei diskriminierend und menschenrechtswidrig – wollte sie nicht Öl ins
Feuer der konfessionellen Diskussionen giessen; sie plädierte aber erneut für die
Schaffung eines Verfassungsartikels, in dem die Beziehungen zwischen dem Bund und
den Religionsgemeinschaften zeitgemäss geregelt würden. Gegen die Streichung
wehrten sich hingegen evangelikale Splittergruppen. 6

Der Bundesrat bekundete seine Intention, bei der Revision des Tierschutzgesetzes das
Schächtverbot aufzuheben. Seit 1893 ist das Schächten – die im Judentum und im
Islam als rituell erachtete Schlachtung durch Kehlenschnitt ohne vorherige Betäubung
des Tieres – in der Schweiz verboten. Der Bundesrat begründete seinen Entscheid für
eine Neuregelung mit der Bundesverfassung, welche die Glaubens- und
Gewissensfreiheit garantiert (Art. 15). Zudem kenne keines der Nachbarländer ein
derart absolutes Schächtverbot. Der Israelitische Gemeindebund sowie kirchliche
Kreise begrüssten die Lockerung, da das Schächtverbot eine langjährige Diskriminierung
der nicht-christlichen Religionen und eine Einschränkung ihrer ritueller Gebote
darstelle. Ganz anders sahen dies Tierschutzkreise und die Gesellschaft der Schweizer
Tierärzte, die unter Berufung auf die Würde des Tieres ein Referendum in Aussicht
stellten; ihnen schlossen sich der Bauernverband und die Stiftung für
Konsumentenschutz an. Von den Parteien sprachen sich die CVP, die SVP und die GP
grundsätzlich für eine Lockerung (unter gewissen Auflagen) aus, die SP widersetzte sich
und die FDP enthielt sich einer Aussage. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.2001
MARIANNE BENTELI

Die provisorischen Zahlen der Volkszählung 2000 bestätigten, dass die Schweiz
zunehmend zu einer multikulturellen und multikonfessionellen Gesellschaft wird. Mit
41.8 Prozent (1990: 46.3%) resp. 33.0 Prozent (40.0%) dominieren die katholische und
die protestantische Konfession zwar nach wie vor, zunehmend ist aber der Anteil der
Religionslosen (11.1%; 1990: 7.4%), der Muslime (4.3%; 1990: 2.2%) und der Angehörigen
der christlich-orthodoxen Kirche (1.8%). 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.01.2002
MARIANNE BENTELI

Vertreter von zehn schweizerischen Kirchen (des Schweizerischen Evangelischen
Kirchenbunds, der römisch-katholischen Bischofskonferenz, der Christkatholiken, der
Methodisten, der Baptisten, der Heilsarmee, der Lutheraner, der Griechisch- und der
Serbisch-Orthodoxen sowie der Anglikaner) unterzeichneten in einem Gottesdienst in
St-Ursanne (JU) die Charta Oecumenica. Das auf europäischer Ebene entstandene
Dokument beinhaltet die Selbstverpflichtung, an der Gemeinschaft der Kirchen
weiterzuarbeiten und gemeinsam Verantwortung für Versöhnung, die Bewahrung der
Schöpfung und das Zusammenleben der Religionen wahrzunehmen und insbesondere
dem nationalistischen Gebrauch von Religion entgegenzutreten. Besondere Bedeutung
komme dem Dialog mit dem Judentum, der Wertschätzung der Muslime und dem
Engagement für die individuelle und kollektive Religionsfreiheit zu. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.01.2005
MAGDALENA BERNATH

Gemäss einer repräsentativen Umfrage, die nach 1989 zum zweiten Mal den religiösen
Bewusstseinsstand in der Schweiz untersuchte, steht Religion in der spätmodernen
Gesellschaft in einem Spannungsfeld, das durch zwei Pole charakterisiert ist: zum
einen durch die von den herkömmlichen Agenturen und neuen religiösen Institutionen
und Netzwerken vertretene «institutionelle Religion», zum andern durch die
«universale Religion». Deren «Angehörige» gehörten keinem bestimmten Bekenntnis
an. Sie glaubten zum Beispiel an die Existenz einer höheren Macht, ordneten den Tod in
den Kreislauf von Werden und Vergehen ein, beteten in verschiedensten Lebenslagen
und verfügten über beträchtliche ethische Ressourcen (Bekenntnis zu
Menschenrechten). Diese Überzeugungen trügen wesentlich zu ihrem emotionalen
Gleichgewicht und zu ihrer weltanschaulichen Orientierung bei, würden jedoch als
Privatsache betrachtet. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.01.2005
MAGDALENA BERNATH
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Die Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ wurde im Sommer mit 113'540
gültigen Unterschriften eingereicht. Nur wenig später veröffentlichte der Bundesrat
seine Botschaft, worin er das Volksbegehren ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung
empfahl. Es gefährdet seiner Ansicht nach den religiösen Frieden, schadet dem
Ansehen des Landes und erhöht das Risiko, dass die Schweiz ins Visier gewaltbereiter
Extremisten gerät. Er erachtet die Initiative aber als gültig, obwohl sie nicht mit
international garantierten Menschenrechten wie der Religionsfreiheit und dem
Diskriminierungsverbot vereinbar ist. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.08.2008
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr berieten beide Kammern über die Volksinitiative „gegen den Bau von
Minaretten“. Die Initiative wurde im Vorjahr vom sogenannten Egerkinger Komitee
eingereicht, welches sich aus 14 SVP- und zwei EDU-Vertretern zusammensetzte.
Unterstützung erhielt das Komitee von den oben genannten beiden Parteien. Einige
namhafte Parteiexponenten der SVP hielten sich im Abstimmungskampf jedoch zurück
oder äusserten sich sogar negativ zur Initiative. Dem Nationalrat, welcher das Geschäft
in der Frühjahrssession als Erstrat behandelte, lag ein Minderheitsantrag Gross (sp, ZH)
vor, welcher die Volksinitiative wegen Verstoss gegen die Religionsfreiheit und klarer
Missachtung der Europäischen Menschenrechtskonvention für ungültig erklären wollte.
Die Antragsteller, welche durch die SP und eine grosse Mehrheit der Grünen unterstützt
wurden, bezeichneten die Religionsfreiheit als von „fundamentaler Bedeutung für die
nationale Friedensordnung“ und erachteten sie in diesem Sinne dem zwingenden
Völkerrecht angehörig und eine Verletzung deshalb als unzulässig. Der Bundesrat wie
auch eine grosse Mehrheit der Staatspolitischen Kommission (SPK) waren jedoch der
Ansicht, dass die Verletzung der Religionsfreiheit nicht gegen zwingende Bestimmungen
des Völkerrechtes verstosse, da der Kernbestand der von allen Staaten anerkannten
Menschenrechte nicht berührt werde. Der Minderheitsantrag wurde denn auch mit 128
zu 53 Stimmen abgelehnt. Die Debatte sowie weitere aktuelle Vorstösse zu
verfassungsrechtlichen Fragen zeigten jedoch, dass es zusätzlicher Regelungen bedarf,
wann eine Volksinitiative materiell ungültig zu erklären sei (vgl. hier). Mit einer
Zweidrittelmehrheit empfahl die SPK dem Nationalrat die Initiative ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben Verletzung der Religionsfreiheit verstosse die
Initiative auch gegen das Diskriminierungsverbot und stehe zudem im Widerspruch zu
verschiedensten Bestimmungen aus der schweizerischen Gesellschafts- und
Rechtsordnung, so beispielsweise zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, zur
Eigentumsgarantie oder zum Verhältnismässigkeitsprinzip. Ferner liesse sich ein
Bauverbot für Minarette nicht mit dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
begründen und könnte zur Gefährdung des religiösen Friedens beitragen. Eine
Minderheit Hutter (svp, SG) empfahl die Initiative zur Annahme. Sie vertrat die Ansicht,
dass Minarette einen religiös-politischen Machtanspruch darstellten und deshalb zu
verbieten seien. Nach fünfstündiger Debatte folgte der Nationalrat dem Bundesrat und
empfahl die Initiative mit 129 zu 50 Stimmen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
Zustimmung erhielt die Initiative ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. Der Kernpunkt
der Debatte im Ständerat war ein Minderheitsantrag Maissen (cvp, GR), welcher
ebenfalls beantragte, die Initiative für ungültig zu erklären. Der Ständerat verwarf den
Antrag nach zweistündiger Diskussion mit 24 zu 16 Stimmen. Er empfahl die Initiative
mit 36 zu 3 Stimmen ebenfalls zur Ablehnung. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.06.2009
MARLÈNE GERBER

Im Berichtsjahr schlug der 2009 gefällte Volksentscheid zum Minarettverbot
(Volksinitiative „gegen den Bau von Minaretten“) noch immer hohe Wellen. Im Frühjahr
wurden dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) von muslimischen
Organisationen und dem früheren Sprecher der Genfer Moschee zwei Rekurse zur
Minarett-Initiative vorgelegt. In seiner Stellungnahme beantragte das EJPD dem EGMR
im September, die Beschwerden für unzulässig zu erklären. Zum einen hätten die
Beschwerdeführer vorgängig keine nationalen Instanzen durchlaufen und darüber
hinaus sei es nicht die Absicht der Befürworter der Initiative gewesen, die
Religionsfreiheit der Muslime einzuschränken oder die Bevölkerungsgruppe gar zu
diskriminieren. Die Tatsache, dass das Minarettverbot noch nicht angewandt worden
war, erleichterte den Bundesbehörden für den Moment die ablehnende Stellungnahme,
da sich keiner der Beschwerdeführer als Opfer dieser potentiellen
Grundrechtsverletzung darstellen konnte. Bei den Initiativbefürwortern sorgte hingegen
für Entrüstung, dass das Langenthaler Minarett nach abgelehnter Baubeschwerde nun
doch errichtet werden darf. Begründet wurde dieser Entscheid damit, dass Langenthal
die Baubewilligung bereits im Juli 2009 und somit vor dem Volksentscheid zur
Minarett-Initiative erteilt habe. Im Oktober zog das Aktionskomitee „Stopp Minarett“

ANDERES
DATUM: 16.09.2010
MARLÈNE GERBER
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den Fall vor das Verwaltungsgericht. 13

Im Nachgang der Minarettinitiative bemühten sowohl Befürworter als auch Gegner des
Minarettverbots die Gerichte. Das Langenthaler Komitee „Stopp Minarett“ war nach der
Ablehnung seiner Baubeschwerde gegen das Minarett an das Berner Verwaltungsgericht
gelangt, dessen Entscheid Ende 2011 noch ausstand. Muslimische Organisationen
reichten beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) zwei Einsprachen
ein. Erstmals in der Geschichte ihrer Beziehungen zum EGMR legte die Schweiz ihr Veto
ein und blockierte damit die Behandlung der beiden Einsprachen durch die Grosse
Kammer des EGMR. Eine kleine Kammer beurteilte die Klagen im Juli, allerdings ohne
dabei auf die Frage der Vereinbarkeit von Minarettverbot und der durch die
europäische Menschenrechtskonvention geschützten Religionsfreiheit einzutreten. Das
Gericht hielt – inhaltlich übereinstimmend mit dem EJPD – fest, dass die Kläger den
nationalen Instanzenweg hätten gehen müssen. Das Klagerecht beim EGMR wäre ihnen
unter der Bedingung gewährt worden, dass Schweizer Behörden und Gerichte ein
konkret geplantes oder eingereichtes Baugesuch mit Berufung auf das Minarettverbot
abgelehnt hätten. 14

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 09.07.2011
SUZANNE SCHÄR

Der Nationalrat nahm eine Motion Reimann (svp, SG) teilweise an, die den Bundesrat
beauftragte, sich gegen religiöse Intoleranz, insbesondere die Verfolgung von Christen
durch islamistische Kräfte im Irak einzusetzen. In ihrer Stellungnahme wies die
Regierung darauf hin, dass nicht nur die irakischen Christen, sondern die dortige
Bevölkerung als Ganzes von religiös mitbegründeter Intoleranz und Gewalt betroffen
seien. Folglich lehne er es ab, eine UNO-Resolution einzubringen, welche die
Errichtung einer Schutzzone für den christlichen Teil der Bevölkerung zum Ziel hätte.
Jede Form religiöser Intoleranz sei, unabhängig von der Zielgruppe, international zu
bekämpfen. Der Nationalrat pflichtete in der Resolutionsfrage dem Bundesrat bei und
stimmte den anderen Punkten des Anliegens stillschweigend zu. Der Ständerat hat das
Geschäft im Berichtsjahr noch nicht behandelt. 15

MOTION
DATUM: 30.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Auf Mehrheitsantrag seiner Aussenpolitischen Kommission (APK) wies der Nationalrat
eine Petition der Arbeitsgemeinschaft Religionsfreiheit mit dem Titel „Volle
Religionsfreiheit und Gleichberechtigung für Christen in islamischen Ländern“ mit 177
zu 66 Stimmen ab. Neben der geschlossen stimmenden SVP, vermochten sich nur einige
Vertreter der CVP- und SP-Fraktionen für das Anliegen erwärmen. Die Petitionäre
hatten zum einen verlangt, dass der Bundesrat sich für die volle Religionsfreiheit und
Gleichberechtigung von Christen in islamischen Ländern verwende. Zum anderen
hatten sie gefordert, dass der Schweiz die Unterzeichnung internationaler Abkommen
nur noch mit jenen Ländern erlaubt sein soll, die den Minderheitenschutz verfassungs-,
allenfalls vertragsrechtlich garantierten. 16

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 30.09.2011
SUZANNE SCHÄR

In der Frühjahrssession 2012 bestätigte die Kantonskammer den im Vorjahr vom
Nationalrat gefällten und vom Bundesrat gestützten Entscheid zur Motion Reimann (svp,
SG), welche die Verfolgung religiöser Minderheiten im Irak durch zusätzliche
Massnahmen auf nationaler und internationaler Ebene unterbinden will. Seiner grossen
Kammer und dem Bundesrat folgend lehnte der Ständerat jedoch eine im Geschäft
enthaltene Forderung ab, welche von der Schweiz verlangt hätte, bei der UNO eine
Resolution zur Errichtung von Schutzzonen für einen bestimmten Teil der christlich-
irakischen Bevölkerung zu deponieren.

MOTION
DATUM: 08.03.2012
MARLÈNE GERBER

Die 2010 eingereichte Motion Reimann (svp, SG) zum Einhalt der Verfolgung religiöser
Minderheiten im Irak wurde im Sommer 2018 im Rahmen des Bundesratsberichts über
die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte (BRG 18.006) abgeschrieben. 
Die enge Verknüpfung zwischen Fragen der Religionsfreiheit und der politischen
Rahmenbedingungen im Irak und im Mittleren Osten sei seit der Behandlung der Motion
neuerlich durch die Lageentwicklung in der Region unterstrichen worden, erklärte der
Bundesrat im Bericht. Seit dem militärischen Schlag gegen den Islamischen Staat (IS)
habe es ernstzunehmende Versuche zur Versöhnung und Miteinbeziehung von
Minderheiten gegeben. Die Schweiz engagiere sich daher weiter für
Stabilisierungsmassnahmen, indem sie auf bilateraler Ebene beispielsweise

BERICHT
DATUM: 12.06.2018
MELIKE GÖKCE
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Weiterbildungsprogramme internationaler Organisationen (IKRK, Unicef) unterstütze
oder sich in Projekte zur Förderung des humanitären Völkerrechts im Irak einbringe.
Auf multilateraler Ebene strebe die Schweiz eine breitere Aufklärung über die Tötung
und Vertreibung christlicher und weiterer Minderheiten an. Ein wichtiger Schritt in
diese Richtung sei bereits im Mai an der «Madrid International Conference on the
Victims of Ethnic and Religious Violence in the Middle East» gemacht worden. Daher
erachtete der Bundesrat das Anliegen der Motion als erfüllt und beantragte sie zur
Abschreibung. 17

Mittels einer parlamentarischen Initiative Zanetti (svp, ZH) wurde gefordert, dass Art. 97
Abs. 3 ZGB aufgehoben wird. Dieser besagt, dass eine religiöse Eheschliessung nicht vor
der Ziviltrauung durchgeführt werden darf, was gemäss dem Initianten einer
Diskriminierung der religiösen Eheschliessung gleichkomme. Die RK-NR hatte in ihrem
Bericht vom Juli 2018 kein Folgegeben beantragt (20 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung)
und stützte diesen Entscheid auf die Schutzfunktion, die dem Primat der Ziviltrauung
zugrunde liegt. Eine für die Herbstsession 2018 geplante Abstimmung in der grossen
Kammer erübrigte sich jedoch, da Zanetti die Vorlage unbegründet zurückzog. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2018
MELIKE GÖKCE

1) Bund, 21.10.96
2) Presse vom 1.7.99
3) Presse vom 8.5.99; NLZ, 15.9.99; TA, 24.9.99; Bund, 10. und 12.11.99
4) Infosekta (2000) «Sekten», Psychogruppen und vereinnahmende Bewegungen. Wie der Einzelne sich schützen kann. Was
der Staat tun kann; Presse vom 30.6.00; de Mortanges (2000) «Der Sektenbericht des Nationalrates» Schweizerisches
Jahrbuch für Kirchenrecht
5) AB NR, 2000, S. 1030 ff.; AB NR, 2000, S. 1041; AB NR, 2000, S. 1615; AB SR, 2000, S. 752 ff.; BBl, 2000, S. 4038 ff.; BBl,
2000, S. 5581 ff; Koch, Liggenstofer und Muth-Oelschner (2000) (K)Ein Koch-buch. Anregungen und Rezepte für eine Kirche
der Hoffnung. Festschrift zum 50. Geburtstag von Bischof Dr. Kurt Koch.; Presse vom 28.9.00; NZZ, 2.10.00; TA, 22.9.00
6) Presse vom 11.4.-9.5.01; NZZ, 20.4. und 27.4.01
7) Krauthammer (2001) Das Schächtverbot in der Schweiz 1854-2000. Die Schächtfrage zwischen Tierschutz, Politik und
Fremdenfeindlichkeit; Presse vom 22.9., 26.9. und 24.12.01; NZZ, 10.10. und 12.12.01
8) Presse vom 23.1.02; TA, 30.3.02; BaZ, 8.5.02; Bund, 6.12.02; TA, 27.12.02
9) TA, 21.1.05; LT, 22.1.05; NZZ, 22.1. und 24.1.05; 24h, 24.1.05
10) Campiche e.a. (2004): Les deux visages de la religion; NZZ, 24.1.05
11) BBl, 2008, S. 6851 f. und 7603 ff.; Bund und TA, 30.7.08; Blick und NZZ, 28.8.08.
12) AB NR, 2009, S. 87 ff., 97 ff. und 1310; AB SR, 2009, S. 534 ff. und 733. BBl, 2009, S. 4381 f.; Bund, 2.5.07; NZZ Online,
2.12.09; NZZ, 4.12.09.
13) LT, 16.9.10; NZZ 17.9.10; Presse vom 22.9. und 22.10.
14) BZ, 13.1. und 23.3.11; TG, 1.3. 11, NZZ, 3.3.11; Presse vom 9.7.11.
15) AB NR, 2011, S. 1840.
16) AB NR, 2011, S. 1838.
17) BBl 2018, S. 2257
18) AB NR, 2018, S. 1254; Kommissionsbericht RK-NR vom 5.7.18; Medienmitteilung RK-NR vom 6.7.18
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